________________________ 




Ort, Datum 

Name, Vorname

________________________

Pers.-Nr.

Dienststelle …

Personalabteilung

Antrag auf Gewährung einer Zulage gemäß § 46 BBesG

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich nehme seit dem _____________ Aufgaben wahr, die im Stellenplan/Dienstpostenbewertung mit dem Wert A ____ ausgewiesen sind. 

Dienstbezüge erhalte ich aus der Besoldungsgruppe A ____ 

Diese höherwertige Tätigkeit übe ich ununterbrochen seit mehr als 18 Monaten aus.

Nach den Urteilen des Bundesverwaltungsgerichtes vom 28.04.2011, Az.: 2 C 30.09, 2 C 27.10 und 2 C 48.10 steht Beamtinnen und Beamten, soweit die Aufgabe seit mehr als 18 Monaten wahrgenommen wird und die laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für eine Beförderung vorliegen, bei der Übertragung von Aufgaben eines höherwertigen Amtes eine Zulage zu.

Ich beantrage hiermit, mir ab dem 19. Monat der Wahrnehmung der höher bewerteten Aufgaben rückwirkend ab dem _______  ggf. bis zu einer entsprechenden Beförderung eine Zulage nach § 46 Abs. 2 BBesG, hilfsweise gemäß § 45 BBesG zu gewähren.

Falls diesem Antrag nicht entsprochen wird, beantrage ich vorsorglich, das Verfahren auszusetzen, bis eine höchstrichterliche Entscheidung in einem der von der Gewerkschaft der Polizei geführten gerichtlichen Musterverfahren vorliegt.

Ich bitte Sie, mir den Eingang dieses Antrages schriftlich zu bestätigen und auf die Einrede der Verjährung bzw. Verwirkung meiner möglichen Ansprüche zu verzichten.

Mit freundlichem Gruß
(Unterschrift)
